
für jedes Bundesland individuelle Flächenziele fest. 
Die Zielverteilung berücksichtigt dabei die unter-
schiedlichen Voraussetzungen vor Ort für den Aus-
bau der Windenergie an Land, stellt jedoch auch 
sicher, dass jedes Bundesland einen angemesse-
nen Beitrag leistet.

Grundlage für den verwendeten Zielvertei-
lungsschlüssel ist eine umfangreiche Flächenpo-
tenzialstudie im Auftrag des BMWK (Link zur Studie: 

 www.bmwk.de/flaechenverfuegbarkeit). Im Er-
gebnis müssen alle Länder zwischen 1,8 % und 2,2 % 
der jeweiligen Landesflächen bis 2032 zur Verfü-
gung stellen. Die Stadtstaaten sollen bis zu diesem 
Zeitpunkt 0,25 % ihrer Landesflächen ausweisen. 
Die Gesetzgebung ermöglicht es den Ländern auch, 
per Staatsvertrag einen Teil ihrer Flächenziele an 
andere Länder zu übertragen. Um die Ziele umzu-
setzen, können die Länder entweder selbst Flächen 
ausweisen oder die Ziele verbindlich auf die nach-
geordneten Planungsebenen (regionale/kommu-
nale Planungsträger) herunterbrechen. Bis zum 
31.  Mai 2024 müssen die Länder erste Umset-
zungsschritte für die Bereitstellung der Flächen 
nachweisen. Ausgewiesene Windenergiegebiete 
in Raumordnungsplänen (grundsätzlich nur Vor-

WAS BREMST DEN AUSBAU DER WINDENERGIE 
AN LAND?
Der Ausbau der erneuerbaren Energien ist inzwi-
schen eine Frage der nationalen Sicherheit. Er ist 
entscheidend, um die Abhängigkeit von fossilen 
Importen zu reduzieren und die Klimaschutzziele 
zu erreichen. Der Ausbau der Windenergie an Land, 
der noch vor 10 bis 15 Jahren eine deutsche Erfolgs-
geschichte war, ist zuletzt massiv ins Stocken gera-
ten. Zentrale Herausforderungen sind vor allem 
fehlende Flächen und zu lange, zu komplexe Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren. 

WIE KANN DAS WIND-AN-LAND-GESETZ 
HIER ABHILFE SCHAFFEN?
Mit dem Gesetz legt der Bund erstmals verbindliche 
Flächenziele für die Länder fest, um ausreichend Flä-
chenverfügbarkeit sicherzustellen. Gleichzeitig wird 
die Planung einfacher, schneller und rechtssicherer 
gestaltet. Das Gesetz ist Teil eines großen Legisla-
tivpaketes, das im Juli verabschiedet wurde und 
in dem weitere wichtige Maßnahmen verankert 
sind, um den Ausbau der Erneuerbaren voranzu-
treiben. Dazu gehören vor allem die Novellen des 
Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG 2023) und 
des Bundesnaturschutzgesetzes.

WELCHE ROLLE SPIELEN DIE BUNDESLÄNDER 
MIT BLICK AUF DIE FLÄCHENZIELE?
Die Planung und Ausweisung von Flächen für den 
Bau von Windenergieanlagen an Land ist Aufgabe 
der Länder beziehungsweise der nachgeordneten 
Planungsträger, also der regionalen Planungsver-
bände oder der Kommunen. Das Wind-an-Land-
Gesetz gibt den Bundesländern zwar verbindliche 
Flächenziele vor, überlässt den Planungsträgern 
aber die Auswahl der konkreten Flächen. Die Zielver-
teilung lässt dabei ausreichend Raum für die not-
wendigen Abwägungsentscheidungen vor Ort. 

STEFAN WENZEL
PARLAMENTARISCHER STAATSSEKRETÄR 

IM BMWK

3 FR AGEN AN

PLANUNGSVERFAHREN 
W E R D E N  V E R E I N FAC H T, 
B E S C H L E U N IG T 
UND RECHTSSICHERER.
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W I R T S C H A F T S P O L I T I K   I M F O K U S

http://www.bmwk.de/flaechenverfuegbarkeit

